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46/05 - Kreis Coesfeld

Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen
für die Wahl zum 16. Deutschen Bundestag am 18.
September 2005

1. Einreichungsfrist

Gemäß § 32 Abs. 1 Satz 1 der Bundeswahlordnung (BWO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 2002
(BGBl. I S. 1376), zuletzt geändert durch Verordnung vom
30. Juni 2005 (BGBl. I S. 1951), fordere ich hiermit auf, die
Kreiswahlvorschläge für die Wahl zum 16. Deutschen
Bundestag am 18. September 2005 möglichst frühzeitig
einzureichen. Kreiswahlvorschläge für den Wahlkreis 128
Coesfeld-Steinfurt II können gemäß § 19 des Bundes-
wahlgesetzes (BWG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. Juli 1993 (BGBl. I S. 1288, 1594), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 11. März 2005 (BGBl. I S. 674),
bis

Montag, 15. August 2005, 18.00 Uhr,

beim Kreiswahlleiter in 48653 Coesfeld, Friedrich-Ebert-
Str. 7, Kreishaus I, Zimmer 130 oder 131, eingereicht
werden. Es wird empfohlen, die Kreiswahlvorschläge nach
Möglichkeit frühzeitig vor dem 15. August 2005 einzurei-
chen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvor-
schläge berühren, noch rechtzeitig behoben werden kön-
nen (§ 25 Abs. 1 BWG).

2. Wahlvorschlagsrecht

Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maß-
gabe des § 20 BWG von Wahlberechtigten eingereicht
werden.
Nach § 18 Abs. 2 BWG können Parteien, die im Deutschen
Bundestag oder einem Landtag seit der letzten Wahl nicht
auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit
mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, als solche
nur einen Wahlvorschlag einreichen, wenn sie spätestens
am

02. August 2005

dem Bundeswahlleiter, Statistisches Bundesamt, 65180
Wiesbaden, ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt
haben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft
festgestellt hat. In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem
Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen will. Die Anzeige
muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstan-
des, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter,
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine
Partei keinen Bundesvorstand, so ist die Anzeige von dem
Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisation zu erstatten.
Der Anzeige sind die schriftliche Satzung, das schriftliche
Programm und der Nachweis über die satzungsgemäße
Bestellung des Vorstandes beizufügen (§ 18 Abs. 2 BWG).
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Anzeige ge-
mäß § 18 Abs. 2 BWG nicht durch die Übersendung der
Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 des Parteiengesetzes ersetzt
wird, also unabhängig von diesen Mitteilungen geboten ist.

3. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge

Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13
BWO eingereicht werden.
Er muss enthalten

1. Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Tag der
Geburt, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) des
Bewerbers,

2. den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen
Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kennwort.

Er soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten.
Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewer-
bers enthalten.
Jeder Bewerber kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in
einem Kreiswahlvorschlag genannt werden. Als Bewerber
kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zustimmung dazu
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich (§ 20
Abs. 1 BWG).
Hinsichtlich der Aufstellung von Parteibewerbern wird auf die
Vorschriften des § 21 BWG hingewiesen. Mit dem Kreis-
wahlvorschlag ist gemäß § 21 Abs. 6 BWG eine Ausfertigung
der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers mit Angaben
über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl
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der erschienenen Mitglieder und das Ergebnis der Abstim-
mung einzureichen. Hierbei haben der Leiter der Versamm-
lung und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer gegenüber
dem Kreiswahlleiter an Eides Statt zu versichern, dass

- die Wahl der Bewerber in geheimer Abstimmung erfolgt
ist,

- jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung
vorschlagsberechtigt war und

- die Bewerber Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm
in angemessener Zeit vorzustellen (§ 21 Abs. 6 BWG).

4. Unterzeichnung der Kreiswahlvorschläge

Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei
Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes, darunter
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich
und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in
einem Land keinen Landesverband oder keine einheitliche
Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge
von den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände,
in deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem Satz 1 gemäß
unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden
Vorstandes genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist
nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche,
dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteilig-
ten Vorstände vorliegt.
Kreiswahlvorschläge der in § 18 Abs. 2 BWG genannten
Parteien müssen außerdem von mindestens 200 Wahlbe-
rechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich
unterzeichnet sein. Andere Kreiswahlvorschläge nach § 20
Abs. 3 BWG müssen von mindestens 200 Wahlberechtigten
des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeich-
net sein; dabei haben die drei ersten Unterzeichner des
Wahlvorschlages ihre Unterschriften auf dem Kreis-
wahlvorschlag selbst zu leisten (§ 34 Abs. 3 BWO). Die
Unterstützungsunterschriften gemäß § 20 Abs. 2 Satz 2 und
§ 20 Abs. 3 BWG sind auf amtlichen Formblättern nach
Anlage 14 BWO zu erbringen. Neben der Unterschrift sind
Familienname, Vornamen, Tag der Geburt und Anschrift
(Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der
Unterzeichnung anzugeben. Die amtlichen Formblätter
werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter (Anschrift: 48653
Coesfeld, Friedrich-Ebert-Str. 7, Kreishaus I, Zimmer 130
oder 131) kostenlos geliefert. Bei der Anforderung sind
Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung)
des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Als Bezeich-
nung des Trägers des Wahlvorschlages, der den Kreis-
wahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien
deren Namen und - sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden - auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen
deren Kennwort anzugeben.
Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in
einer Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen
Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu bestätigen.

Für jeden Unterzeichner, der einen Wahlvorschlag unter-
stützt, ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheini-
gung der Gemeindebehörde beizufügen, dass er im Zeit-
punkt der Unterzeichnung in dem betreffenden Wahlkreis
wahlberechtigt ist. Die Wahlberechtigung der Unterzeichner
ist gemäß § 20 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz bzw. § 20 Abs.
3 zweiter Halbsatz BWG bei Einreichung der Kreis-
wahlvorschläge nachzuweisen.
Gesonderte Bescheinigungen des Wahlrechts sind vom
Träger des Wahlvorschlages bei der Einreichung des Kreis-
wahlvorschlages mit den Unterstützungsunterschriften zu
verbinden.
Wer für einen anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts
beantragt, muss nachweisen, dass der Betreffende den
Kreiswahlvorschlag unterstützt.

Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag
unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge
unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Kreis-
wahlvorschlägen ungültig.
Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstel-
lung des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Vertreter-
versammlung unterzeichnet werden; vorher geleistete Un-
terschriften sind ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 5 BWO).

5. Anlagen

Dem Kreiswahlvorschlag, der nach dem Muster der Anlage
13 BWO eingereicht werden soll, sind gem. § 34 Abs. 5 BWO
beizufügen:

1. Die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach
dem Muster der Anlage 15 BWO, dass er seiner Aufstel-
lung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine
Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat.

2. Eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde
nach dem Muster der Anlage 16 BWO, dass der vorge-
schlagene Bewerber wählbar ist.

3. Bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausferti-
gung der Niederschrift über die Beschlussfassung der
Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Bewer-
ber aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs
nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine Ausfertigung der Nieder-
schrift über die wiederholte Abstimmung, mit den nach
§ 21 Abs. 6 BWG vorgeschriebenen Versicherungen an
Eides Statt; die Niederschrift soll nach dem Muster der
Anlage 17 BWO gefertigt, die Versicherung an Eides Statt
nach dem Muster der Anlage 18 BWO abgegeben wer-
den.

4. Die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften
nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeich-
ner, sofern der Kreiswahlvorschlag von mindestens 200
Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein
muss.

Vordrucke für die genannten Anlagemuster werden auf An-
forderung vom Kreiswahlleiter kostenlos zur Verfügung ge-
stellt.

Coesfeld, den 22.07.2005

Der Kreiswahlleiter
für den Wahlkreis 128
Coesfeld-Steinfurt II
gez. Gilbeau

47/05 - Sparkasse Westmünsterland

Aufgebote von Sparurkunden der Sparkasse West-
münsterland

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit
der Nr. 306 900 242 geführten Spareinlage beantragt das
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE  WESTMÜNSTERLAND - Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in
Ahaus und Dülmen -, fordert den Inhaber der Urkunde auf,
spätestens bis zum 19. Oktober 2005 seine Rechte unter
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Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend
gemacht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus/Dülmen, den 19. Juli 2005

SPARKASSE  WESTMÜNSTERLAND
- Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und
Billerbeck -
Der Vorstand
gez. Krämer

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit
der Nr. 406 007 633 geführten Spareinlage beantragt das
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE  WESTMÜNSTERLAND, - Zweckverbands-
sparkasse der Kreise Borken und Coesfeld und der Städte
Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck, Sitz in
Ahaus und Dülmen -, fordert den Inhaber der Urkunde auf,
spätestens bis zum 19. Oktober 2005 seine Rechte unter
Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend
gemacht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus/Dülmen, den 19. Juli 2005

SPARKASSE  WESTMÜNSTERLAND
- Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und
Billerbeck -
Der Vorstand
gez. Krämer


